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DeullchlanS.

Stuttgart,  S . Jan . Auf den Wahlvorschlag der
«ürttemb . Bürgerpartei , die Wahlvorschläge der bürgerliche«Parteien zu verbinden, hat der Würilemb. Bauernbund,
der Würltcnrb. Bund der Weingärtner und Kleirilandwirte
»nd der Verein der Landwirte Oberschwabens zustimmend
geantwortet. Die Wahlvorschläge dieser Parteien werden
insvlgcdcffen mit dem der Wütt. Bürgerpartei verbunden.
Da- Zentrum hat erklärt, daß es die Anregung begrüße,
falls sämilich« bürgerl. Parteien zustimmen. Die Deutsche
demokratische Partei hat die Listenverbindung abgelehnt.
Die Zusammenfassung des gesamten Bürgertums ist ge¬
scheitert. Die Deutsche demokralische Partei dürfte sich von
dem Gedanken haben leiten lassen, daß ei» Zusammenschluß
der bürgerlichen Parteien sicherlich einen großen Teil links¬
stehender Wähler in die Arme der Sozialdemokratie treibt,
weil die Sozialdemokratie dann darauf hätte Hinweisen
können, daß der Gedanke des Klassenstaats auch in der
neuen Republik wieder ausrecht erhalten werden soll. !

Berlin,  S . Jan . Die Zusammenkunft der bundes- !
staatlichen Finanzuiinistrr im Reichsschatzamt, die a« 10. !
Januar stattfinden sollte, ist wegen der gegenwärtigen un- k
sicheren Lage aus unbestimmte Zeit verschoben worden. ?

Leipzig  9 . Jan . Der große A - und S .-Rat nahm seine Entschließung an, die die Ä.- und S .-Räte Deutschlands i
ersucht, die ichleuuige Beseitigung der Regierung Ebert-
Echeidewann zu fordern.

Dresden,  9 . Jan . Hier kam eS gestern zu bolsche¬
wistischen Kundgebungen. Nach Schluß einer Versamm¬
lung, in welcher der sächsische Liebknecht Rühle eine seiner
bekannten Reden vom Stapel gelassen hatte, unternahm
die Menge einen Angriff auf das Rathaus , wobei sie eine
große Menge Munition erbeutete.

Halle,  9 . Jan . Nach einer SpartakuSkundgebung
forderte eine große Menschenmengevor der Reilkaserne die
Herausgabe von Waffen. Gegen dir mit Gewalt erndrin-
«ende Menge warf ein Feldwebel aus dem Gebäude eine
Handgranate , wodurch drei Demonstranten getötet und vierVerwundet wurden.

Hamburg,  8 . Jan . Der A.- und S .-Rat von Ham¬
borg-Altona hat mit Gesetzeskraft die Aufhebung dcS Zöli¬
bats (Eheverbots) der Lehrerinnen beschlossen.

Bentschen,  8 . Jan . Der von den Polen besetzt«
Bahnhof Bentschen ist gestern von deutschen Grenztruppen
zurückerobert worden. Dagegen habe» die Polen sich durch
Treubruch in den Besitz der Stadt Wollstein gesetzt.
Zur Lebensmittelversorgung Deutschlands.

Basel,  9 . Jan . Die amerikanische Lebensmittelkom-
miffion hat, wie vo» unterrichteter Seite verlautet , nach
den ihr von ihren in Deutschland wellenden Vertretern zu- z
gegangenen Bericht eingewiligt , die Versorgung der deut» ?schen Bevölkerung nach folgenden Gesichtspunktenund un- !
ter iolgcnden Bedingungen zu unternehmen : sMit den Lieferungen soll begonnen werden, wenn cs l
die Notlage dringend erfordert, jedenfalls aber sogleich nachAbschluß des Präliminarfriedens . Es sollen zu diesem
Zwecke i» den an Deutschland grenzenden neutralen Län¬
dern große Ledensmittellager errichtet werde». In Deutsch-
land selbst werden Stapellager eröffnet werden, die in ihrer
Mehrzahl entlang der neutralen Zone liegen, damit die dort
lagernden Vorräte im Falle irgendwelcher Gefährdung rasch
zurückgezogen oder beschützt werden können.

Die Versorgung erfolgt auf em bis drei Monate . Sie
geschieht nach Gemeinden und Bezirke, und zwar werden»ur solche Bezirke veisorgt, deren Leitung in gesetzmäßiger
Weise gewählt oder konstituiert ist und eine sichere Gewährfür Aufrechterha'tung der Ruhe und Ordnung verbürgen.
Die Lieferung wird sich in einer Höbe balten, die bei ent¬
sprechender Rationierung eine ausreichende Ernährung
sichergestellt.

Berliner Straßenkämpfezwischen Mehrheits-
sozialtsten und Spartakusleuten.

Berlin,  9 . Jan . Ls ist nunmehr beschlossen, den Be¬
lagerungszustand über Berlin zu verhängen. Diese Maß¬
nahme ist nur der Vorläufer für weitere militärische Maß.
«ahmen der Regierung. Die Pioklamierung des Stand - »
rechtes « ird folgen. — Gestern nachmittag ist ein Jäger,
bataillon am Anhalter Bahnhof eingetroffen. SpartakuS-
leute versuchten den Bahnhof zu stürmen und die Ausladung
der Jäger zu verhindern. Es kam zu einem längeren Ma¬
schinengewehr-Kamps, wobei mehr als 20 Tote und über30 Verwundete am Platze blieben.

Berlin, ».Jan . Die VolkSmarincdivision hat sich
gestern für neutral erklärt. Sie steht weder aus der Seiteder SpartakuSleuie, noch empfindet sie Sympathien für die
Regierung. Sie sei daher nicht gewillt, sich an dem nahe
bevorstehenden Kampfe zwischen Spartakus und Regierung
z« beteiligen, sonder» werde, um Leute und Material zu
schonen, den Ereignissen teilnahmslos gegenüberstehen. Am
Rachmitt«g wurden von den Matrosen fünf Geschütze am
Markte aufgestellt. Die Matrosen haben, wie aus das !
Bestimmteste versichern, alle Beziehungen zu Liebknecht und !
den Unabhängigen abgebrochen, die der bisherige Führer !der Matrosen, Dornbach, «»geknüpft halte. Dornbach selbst !ist seit gestern aus der Division ausgesckieden. er ist ge- !
flüchtet und soll von de» Matrosen verhaftet werde», wenn !er «»getroffen « ird. Die Haltung der Matrosen ist von l
»« s» größerer Bedeutung, «II st« seit einigen Doge» die ?

Ueberwachung der Reichsbank übernommen haben. Die
Matroscnwacbe soll entschlossen sein, die Bank gegen jeden
Angriff zu schützen, um ihren Geschäftsgang sicher zu stellen.

Berlin,  9 . Jan . Die Zahl der Regicrungsiruppen
soll gestern auf 70 bis bis 80 »00 angewachsensein und
diese Truppen , die über den Terror der Spartakusleute
empört sind, sollen den Moment herbeisehen, in dem es
losgehe. Erst nach Zusammenziehung der gesamten Macht
ist mit der Entsetzung der vom Spartakus besetzten öffent¬
lichen Gebäude zu rechnen. Das Haupttelcgraphen - und
das Fernsprechamt sind unverändert in den Händen der
Regierung. Die Berliner Garnisonen sind vollständig ge¬
fechtsbereit. Jeder Mann hat so Patronen erhalten. Nach
neuerlichen Meldungen soll Hindenburg doch in Berlin sein.
Man erwartet schon von seiner bloßen Anwesenheit einen
Einstuß auf die regierungstreuen Truppen . Flieger um¬
kreisen die seit einiger Zeit von Spart «kusleuten besetzten
Gebäude, insbesondere den „Vorwärts ." Der „Deutschen
Tageszeitung " zufolge ist das Reichstagsgebäude, das sich
seit Beginn des Aufruhres in den Händen der Regierungs¬
truppen befindet, überall stark bewacht. Von den Ballonen
herab leuchten die Maschinengewehreund aus jedem Fenster
sieht man Gewehrläufe blinken.

Berlin,  9 . Jan . Rach dem gestrigen Sturm auf
das Brandenburger Tor versuchten die Spartakusleute diese
wichtige Position wieder;« nehmen. Sie waren aber erheb¬
lich im Nachteil, da die Verteidiger aus der Deckung her-
ausschosscn. Die Sparlakisten hatten bei dem Angriff, wie
cs heißt, 12 Tote und über 20 Verwundete.

Berlin,  9 . Jan . Die Unabhängige Sozialdemokratische
Partei hat dem Berliner Polizeipräsidenten Eichhorn heute
nacht nahegelegt, von seinem Amt freiwillig zurückzutreten,
um weiteres Blutvergießen zu vermeid?». Die Stellung¬
nahme Eichhorns hierzu ist bis zur Stunde nicht bekannt.
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Berlin,  9 . Jan . Die Funkenstation von Nauen soll
gestern nachmittag von Spartakuslcuten besetzt worden sein.
Die Reichsdruckerei ist von Regicrungstruppen wieder zu¬
rückerobert worden. Auch am Lehrter Bahnhof kam es im
Verlaufe dieser Nacht zu ernste» Kämpfen. Um eine An¬
zahl Kasernen wurde die ganze Nacht mit Handgranaten,
mit Maschinengewehren und Geschützen erbittert gekämpft.
Sie sollen heute früh noch im Besitze der Regicrungstruppen ge¬
wesen sein. In der Nähe der Wilhelmstraße und Unter den
Linde» ist ein Flammenwerfer postiert worden, um bei einem
etwaigen Angriff der Spartakusleute diese mit Flammen zu
bewerfen.

KüslänS.
Wien,  8 . Jan . Das Fremdenblatt schreibt, d«ß die

Ententemächte von der früher gehegten Absicht, Berlin zu
besetzen, vollkommen abgrkommen seien. In Paris herrsche
die Ansicht, daß der Berliner Brand in sich selbst zusammen-
sallen muß oder, wie ein französischer Diplomat sich aus¬
drückt, daß das Sicht sich ausbrennen muß. Welche Wen-
düng die Ereignisse in Berlin auch nehmen würden, so dürfeein bewaffnetes Einschreiten der Ententemächte nunmehr
als ausgeschossen gelten. (Die Entente fürchtet wohl di«
Ansteckung ihrer Truppen durch die deutschen Bolschc-
wisten. Schriftl.)

Moskau,  9 . Jan . Der Zentralsowjet bewilligte die
Ncuanwerbung von 250000 Mann der russischen Garden,
die zur Unterstützung der deutschen Revolution in de» Rand¬
staaten bestimmt sind.

New - Uork,  8 . Jan . D«s Staatsdepartement hatHu
verstehen gegeben, daß seiner Ansicht nach die « irischast-
lichen Zwangsmaßnahmen gegen Deutschland gemildertwerden müßten, wenn m«n von Deutschland Schadensver¬
gütung erlangen wolle. Nach Auffassung des Staatsdepar¬tements würde die Blockade schon vor der Unterzeichnung
des Fricdensvcrtrags aufgehoben werden können.

Aus SlaSt . Bezirk unS Umsedun».
Neuenbürg,  10 . Jan . Wer seine » ahlk«rte Verlv-

ren hat, kann trotzdem wählen, da er in der Wählerliste
eingetragen ist. Im Interesse einer glitten Abwicklung des
Wahlaktes ist zu empfehle«, sich eine zweite Wahlkarte aus¬stellen zu lassen.

Neuenbür g,  S. Ja ». (Sitzung der bürgerl. Collegie»).Herr Kommerzienrat Artur Schmidt  h «t die Sailerbahn-
insel erworben und der Stadtgemeinde geschenkt„um für
unsere in diesem furchtbaren Völkern«,en gefallenen Heide«
einen würdigen Denkmalsplatz zu schaffen." Die Schenkungwurde mit herzlichen Dan ' esworien aus der Mitte des Calle-
giums und seitens des Vorsitzendenangenommen und mit
Erledigung der nötigen Formalitäten Stadtpflcger Stellvcr-treter Gollmer beauftragt.

Der für die Erwerbslosenfürsorge notwendige Fürsorge-Ausschuß wurde errichtet. Derselbe besteht aus , Siadtschnlt-
heißenamt Verweser Knödel; Ehr. Kainer, Bäckermeister;
Emil Schmidt, Essigfabrikant: Ehr. Blaich, Goldschmid; Frie¬drich Heiner, Senjenschmid.

Zur Ausführung als Notstandsarbeit wurde die Ver¬
längerung des Wafferleitungssirangs in der alten Pforz-
heimerstraße bis zu dem Wasserreservoir für Reute und
mittl . Sensenfabrik beschlossen, um eine bessere Ausnützung
der mir natürlichem Druck arbeitenden Wasserversorgungznerreichen und dadurch die Pumpanlage zu entlasten.

Zur Vorbereitung für Gchaltsregelungcn wurde ei»
Ausschuß, bestehend aus 3 Gemeiuderats- und 3 Bürger»«usschußmitgliedcrn, bestellt.

Mit Rücksicht aus einen Vorfall beim letzten Butter¬
verkauf wurde der Vorsitzende beauftragt , die Stellungnahme
der bürgerl. Collcgien dem dabei beteiligten Mitglied deshies. Arbeiterrats zur Kenntnis zu bringen.

An diese Sitzung schl»ß sich noch diejenige des Ge.meindeiats an.
Dem Antrag des Gewcrbeschulrats entsprechend sinddie wöchentlichenUnterrichtsstunden an der Gewerbeschuleum 2 erhöht worden.
Bohnenstecken sollen Heuer an die Einwohner n«ch Be¬

darf zum Anschlag aus dem Stadtwald abgegeben werden.
Einnahme, und Ausgabe-Anwcisungen sowie kleinere

Sachen bildeten den Schluß der Beratung . k.
Neuenbürg,  8 . Jan . Es dürfte weitere Kreise i» .

teressieren, zu der von Herrn Kommerzienrat Artur Schmidt
gemachten Schenkung eines ideal gelegenen Denkmalplatzeran die Stadtgemeinde die Bestimmungen des Stifters kennenzu lernen. Dieselben lauten:

„Um für unsere in diesem furchtbaren Völkcrringen ge¬
fallenen Helden einen würdigen Denkmalsplatz zu schaffen,
hat Herr Kommerzienrat Schmidt die Sailerbahninsel er¬worben und schenkt sie der Stadt als öffentliche und von
jetzt ab unüberb«ubare Anlage, auch soll der Kanal nicht
überwölbt werden, da hiedurch daS landschaftliche Bild als
Ehrenhain zerstört würde. Der Stifter wird den Platz Her¬
richten und den Entwurf für das Denkmal, das dem Cha-
rakier der Anlage entsprechend als halbrunde Ehrenhalle
gedacht ist, ansertigcn lassen, stellt -ferner weitere Zuwen¬
dungen zu diesem Zwecke in Aussicht, wobei er auf die
Unterstützung der Stadt , sowie der Einwohnerschaft zählt." k.

ö/l Neuenbürg, 10. Jan . In diesen Tagen vor der
Wahl zur Württ . Landesversammlung sind die politische»
Parteien auch in Stadt und Bezirk sehr rührig. Am gestrigenDonnerstag abend fanden von Frauen und Männern sehr
gut besuchte Versammlungen der Deutschen demokratische»
Partei in Oberniebelsdach (Adler ) und in Gräfe « ,
hcrusen  l Bären) statt. Im erstgenannten Ort führte Haupt-lchrer Gwlnncr, in Gräfenhausen Gcmeindcpfi. Emil Glauner
de» Vorsitz. Bei beiden Versammlungen erläuterte Ober»
amlsofleger Kübler  Las Programm der neuen Deutsche»
demokratischen Partei . Frau Klara Schnepf  sprach i»
herzlich ansprechenden, eindrucksvollen Worten zu denz«hlreich
anwesenden Frauen und Jungfrauen , sie zur Ausübungihres neu erhaltenen Wahlrechts im Sinne der Partei er¬
mahnend. Als temperamentvolle Redner traten in beiden
Versammlungen. Justizr «t Seeger -Neuenbürg für die
Deutsche demokratischePartei und Pfarrer Luz -Gräien»
Hausen für die Württ . Bürgerpartei ein. In Gräsenhause»
vertrat als zweiter Diskussionsredner Schreiner Fritz Glauner
i» eingehenden Ausführungen den Standpunkt der Mehr-

.heitssozialisten, indem er die „Unabhängigen" und die „Stzar-takuslcute" in entschiedener Weise ablehnte. Durch die leb¬
hafte Aussprache gestaltete sich der Abend äußerst anregendund interessant.

Neuenbürg,  10 . Jan . (Eingesandt.) In einer
glänzenden Versammlung der Deutschen demokratischen Partei
am 6 Jan . in Niederstetten erklärte nach der Program « -rede von Konrad Haußm«nn der evangelische Stadtpfarrer
Hahn daselbst: Die evangelische Kirche wünsche selbst die
Trennung von Staat und Kirche auf gerechter Grundlage.Seine Amtsbrüder bedauern einmütig, daß die Tren»un«
nicht schon vor 10  Jahren durchgelührt worden sei, als es
die Bolkspartei gewünscht habe. Die Ausführungen Hauß-
manns über Staat und Kirche, Staatsschule und Religion- -unterricht haben ihn vollkommen befriedigt. Er werde des¬
halb für die Deutsche demokratische Partei stimmen. Diese
Ausführungen sind für die Haltung zahl. eicher evangelischer
Geistlicher sympatisch Sie erhoffen vo» der Freiheit dieRegelung der VolkLkircke und sind entschlossen, auf den Bode»
»er Demokratie zu treten und ein frenndlichcs Verhältnisz» der Deutschen demokratischen Partei einzuleiten.



Letzte Nachrichten u. Telegramm «.
Stuttgart , 10. Jan . Die provisorischeWkrtt . Re-

gieruug, gezeichnet Blos , läßt heute Vormittag als Flugblatt
«inen « uiruf an das wünt . Volk verteilen, worin sie die
gestrigen Vorgänge als einen Ueberfall der Spartakusleute
a»i die Regierung bezeichnet, der heute sor,geführt und mit
Waffengewalt und mit Blutvergießen zur Herrschaft des
Terrors noch vor den Wahlen zur Landesveisammlung ge¬
bracht werden soll. Deshalb sieht sich die prov. Regierung
gezwungen, nunmehr mit aller Entschiedenheit einzuschieiten.
Sie hat sich unter den Schutz der Sicherheitskompagnien ge¬
stellt und diese beauftragt, mit aller Entschiedenheitdie Ent¬
waffnung der Ruhe- und Friedensstörer durchzuführen. Ferner
fordert sie alle Volksgenossenaui, die prov Regierung bei
dieser Arbeit in den nächsten Tagen mit allen Kräften zu
unterstützen.

Stuttgart,  10 . Jan . Kundgebungen der Unab¬
hängigen, Spartakusleute und der roten Armee in Stutt¬
gart haben gestern den ganzen Tag über statigeiunden;
die Kundgeber setzten ihre Forderungen ohne viele Schwierig¬
keiten durch.

Stuttgart,  10 . Jan . Während es vormittags in
der Stadt ziemlich ruhig herging, kam es in den Nach-
mittags-, besonders aber in den Abendstunden im Weichbild
»er Stadt zu lebhaften Kundgebungen. Die Leute standen
in dichten Mafien in der Königsstraße, vor dem Gebäude
»es Auswärtigen Amts, in der Kronprinzstraße, vor der
früheren Ersten Kammer, wo setzt das Arbeiisministerium
»ntergebracht ist und auf deür Marktplatz vcr dem Rathaus . I

Der Verkehr im Hauptbahnhof wurde eingestellt, abends 6 l
Uhr wieder ausgenommen und um 8 Uhr wieder geschlos¬
sen, da man einen Putschversuchbefürchtete. Das Rathaus
wurde von Spartakusleutcn besetzt, Oberbürgermeister Lau¬
tenschlager mit samt dem Gemeinderat für abgesetzt erklärt.
Auch da- Neue Tagblatt ist von bewaffneten Spartakusleu¬
ten besetzt worden. Der Verlag sollte für die EpartakuS-
leute eine besondere Auflage von lOOOiXI Exemplaren Her¬
stellen.

Aeußerst lebhaft war cs am Abend vor der großen
Jnfanteriekaserne, wo vielfach Schüsse ertönten , die von
Revolvern und Handgranaten herrührten . Grelle Lcucht-
raketen beleuchteten ab und zu taghell die Umgebung.
Man hatte den Eindruck, als ob halbwüchsige Burschen
damit ihrer Freude am Schießen und Krachmachen Ausdruck
geben wollten. Bis gegen Mitternacht bewegten sich auf¬
geregte Mengen in den Straßen , die einen schrieen „Hoch
Spatarkus ", die andern „Hoch Scheidemann."

Als der frühere Leiter des Kriegswesens, der Zuschneider
Schreiner, sich in der Rotebühlkaierne nach der Stimmung
der Soldaten erkundigen wollte, soll er schlecht angekommen
sein. Die Arbeiter bei Daimler und Bosch haben die Arbeit
nicdcrgelegt.

Karlsruhe,  lv . Jan . Eine amtliche Mitteilung der
vorläufigen Volksregierung beruft die verfassunggebende
Nationalversammlung Badens aus Mittwoch, 15. Januar,
vormittags lO Uhr, nach Karlsruhe ein.

Mannheim,  9 . Jan . Die französische Heeresver¬
waltung hat die Anilinvorräte der badischen Anilin- und

I Sodasabrik in Ludwigshasen a. Rh. beschlagnahmt. Der '

l Betrieb wurde gestern durch einen französischen Genernk
einer Untersuchung unterzogen.

Nürnberg,  S Jan . In einer sozialdemokratische»
Wähle,Versammlung sprach der Minister für militärische
Angelegenheiten, Roßhaupter,sein Bedouern über die letzte»
Ereignisse in Berlin aus , » eil sie dem Neuaufbau det
Reichs nur hinderlich seien. Am Reichsgedanken müsse
scstgchalten werden, aber ein Bund vollkommen gleichbe¬
rechtigter Staaten geschaffen werden. Wenn e« nicht ge-
linge, in Berlin die Ruhe wieder herzustellen, dann müßte»
die süddeutschen Staaten Zusammengehenund die Führung
übernehmen, damit endlich geordnet« Zustände herbeigeführt
würden. «

Bcrlin,  10. Jan . Wie die „Deutsche Allg.Ztg ." berich¬
tet, ist ein Angr,ff der Spatakisten aus den Zentralvieh¬
hof von den Regierungstruppen abgeschlagenworden. Bei
den Kämpfen g«b es mehrere Tote und Verwundere. Die
Spartakisten hatten versucht, den Lehrter Bahnhof zu stür¬
men. Dort entspann sich ein Kamps zwischen Spartakisten
und Regierungstruppen . Ein einfahrender Zug wurde von
den Spariakisten arg zugerichtet Er erhielt mehrere Tref¬
fer. Durch die Beschädigung einer Lokomotive eines Skadt-
bahnzugs konnte der Zug nicht vorwärts . Di« Fahrgäste,
die den Kugeln der Maschinengewehreder Spartakisten a«s»
gesetzt waren, flüchteten in die Halle des Bahnhofs.

Berlin,  lO . Jan . Wie in einer Sparinkusvcrsamm-
lung vorgestern Abend den bewaffneten Parteigenossen be¬
kanntgegeben wurde, sind Spartakusanhänger auS alle«
Teilen des Reichs nach Berlin unterwegs. Es wurde gleich¬
falls das Bedauern ausgedrückt, daß die Propaganda in

' den Berliner Kasernen ihr Ziel nicht erreicht habe.

Die Herren Ortsvorsteher
«erden im Auftrag des Ministeriums des Innern angewiesen,
trotz Fristablauf Anmeldungen zur Wählerliste für die Landes-
«ahl noch bis 11. Januar entgegenzunehmenund die Eintragung!
in die Wählerliste auf den Nachweis des Wahlrechts zu bewirken, t

Neuenbürg,  den 9. Januar 1919 . Oberamt . j

Theodor NoppStuttgart
Fernruf  12050 Drahtanschr . „Tebo"

Grotzvertrieb von Industrie -Erzeugnissen
und Rohstoffen des Kleinbeleuchtungs -.

Papier - und Schreibmaschinenfaches.
Leistungsfähigste Bezugsquelle für Taschenlampen - Hülsen,
Batterien , Birnen , Feuerzeuge , Karbidlampen.

Durchschreib -, Durchschlagpapiere,
Schreibmaschinen , Farbbänder , Kohlepapiere

in anerkannt unübertrefflichen Qualitäten.

Oberamtsstadt Neuenbürg.
Gegen

Käsemarke 19
kann bis 18. Jan , abgeholt

werden 100 § bezw. 125 § Käse
bei Pfanntuch u. Co., Käufm.
Gaifer und Wilh . Gaus Wtw.

Stadt . Lebensmtttelstelle
Knödel.

Bauern ».Bauernfrauen!

WahlvortchlSgLWürttemberg
Bauern - uns MeingärtnerbunSes

Wählet zahlreich ! Gebt nur Stimm¬
zettel ab , welche Sie Namen

erprobter Landwirte und aufrichtiger
Freund« des Sauernltandes

enthalten . Solche Namen enthalten Sie

An die Besitzer von Sparkaffen-Guthaben
In Versammlungen und Flugblättern verlangt, die

Unabhängige Sozialdemokratie»
daß die

Kriegsanleihen
tur wertlos erklärt werden sollen. Nun ist es Tatsache, daß während des Krieges alle
Sparkassen , Lebensversicherungs -Gesellschaften usw. für die gemachten Einlagen
und Prämienzahlungen nach NlilliarS N̂ dafür

Deutsche Kriegsanleihen
erworben haben.

Jedes Kind weiß, daß, wenn die Kriegsanleihen für wertlos gelten sollen, dann
auch alle

Sparkassen Deutschlands
zahlungsunfähig werSen . Alle

Sparkassen-Ginlagerr
würden dann selbstverständlich ebenfalls verloren sein . Gewiß sollen reiche Leute und

diejenigen, welche während des Krieges grotze Vermögen verSientsn , in schärfster
Weise herangezogen werden, man darf aber nicht kurzerhand alles Eigentum vernichten.
Dies ist das Programm der

Deutsche« demokratischen Partei;
gebe daher jeder bei Sen Wahlen

am 12. Januar für die murttemb. Kandesnersammlung,
am 19. Januar für die Deutsche Nationalversammlung

den Stimmzettel ab mit der Aufschrift:

„Deutsche demokratische Partei ".

7 ?
Oberamtsstadt Neuenbürg.

am Samstag den 11. Januar
vorm. 80 «Uhr für Nr . 481 bis
600, 9 Uhr für Nr . 601 —730,
9 ' /, Uhr für Nr . 1 bis etwa
Nr . 120.

Stadt . Lebensmittelstelle
_ _ I . A.^ Kienzle ._ _

Herrenalb.

PsMncht.
Zu  baldigem Eintritt wird

ein im Langholzfahren tüchtiger
und solider Pferdeknecht bei
gutem Lohn und Verpflegung
gesucht.

K. Seufer , Sägewerk.
Birkenfeld.

Einen noch gut erhaltenen

Kos- »der EWiimer-
Mgen

hat zu verkaufen
Friede . Mü ller b. Rathaus.

Thann mühle  b . Calmbach.
Habe einige Zentner schöne

Kepfel
zu verkaufen.

Joh . Georg Keck.

sind auf 1. April d. Js . oder
auch früher mündelsicher gegen
4 ' /«*/» auszuleihen.

Angebote unter Nr . 150 an
die Geschäftsstelle d. EnztälerS.



WIM ll MIMIM kSslei.
Oeffmtliche Wiihlewersammlungen

für Männer «nd Frauen
IN

Schwan«, am Samstag, 11. Januar, im „Waldhorn", um 5 '/. Uhr,
Conweiler , am Samstag, 11. Januar, im „Sonnensaal" um 8 Uhr.

Redner: Oberamtspfleger LüdLox und
Frau LIstrC Neuenbürg.

» Bürger und Bürgerinnen G
. Württembergs .
Sir Entscheidinig ist nahe! Me wollt 3hr wWen?
Wir werfen der Sozialdemokratie vor:

Durch die Tatenlosigkeit der sozialdemokratischenMachthaber, die den Bolsche¬
wismus ohne wirksame Gegenmaßnahmen sein Zerstörungswerk am
deutschen Vaterlande fortsetzen läßt, drohen uns furchtbare Gefahren:

Bruderkrieg, Zerstörung von Heim uud Herd, Vernichtung aller
Kulturwerte.

Elend und , Hungersnot , denn
ohne Ordnung gibt es keinen Frieden.

Durch ihr Programm der Sozialisierung verhindert die Sozialdemokratie die
Wiedererstarkung unserer Industrie und Landwirtschaft und den so

notwendigen ,
Wirtschaftlichen Wiederaufbau.

Durch ihr Programm der religionslosen Schule nimmt sie unfern Kindern
die edelsten Grundlagen der Erziehung.

Durch ihr Programm der Einheitsschule, wie es Herr Heymann vertrat, wird das
Bestimmungsrecht der Ettern

für die Berufswahl ihrer Kinder ausgeschaltet und allein der Schule übertragen.
Durch ihr Programm der völligen Trennung von Staat und Kirche nimmt

sie der Kirche die Lebensfähigkeit, unserem Volksleben seinen wertvollsten
Kern, die Durchdringung mit einem

lebendigen Christentum.
Wir werfen der Demokratie vor:

Sie fühlt und denkt in ihren zahlreichen volksfremden Führern
nicht deutsch.

Sie denkt, ihrem ganzen politischen Verhalten nach,
nicht bürgerlich,

denn sie hat den Zusammenschluß des Bürgertums von neuem durch
Ablehnuvg der Listenoerbindung verhindert, weil sie sich scheut, Stellung
zu nehmen gegen die Sozialdemokratie.

Ihr Programm bietet keine Gewähr, daß sie eintreten will für
christliche Erziehung

in der Schule, denn es vertritt nur die Beibehaltung des Religionsunter¬
richts, nicht aber des konfessionellen Religionsunterrichts.

Wer eintreten will für Zucht- und Ordnung, für deutsche und christliche Art,
vor allem wer gegenüber der roten Flut, deren Segen die letzten Wochen

gezeigt haben und gegen die die Demokratie kein Bollwerk sein kann und will,
bürgerlich wählen

will, für den gibt es nur eines„ das ist der Stimmzettel der

Württembergifchen Vürgerpartei.

Neuenbürg.
Bringe der verehr!. Einwohnerschaft von Neuenbürg und

Umgebung meine

Helmühle
in empfehlende Erinnerung. Gleichzeitig zur Kenntnisnahme,
daß Reps nur Mittwochs, an allen übrigen Wochentagen die
sonstigen Oelsaaten, sowie auch Bucheckern ausgeschlagenwerden.

Gesetzliche Schlagscheine sind mitzubringen.
Ernst Mann.

Enzklösterle - Enztal.
Verehrl. Einwohnerschaft zur

Kenntnis, daß ich
SMÄW md SonutW
Rasiere» uud Haarschneiden
übernommen habe.

Um geneigten Zuspruch bittet
A. Rauscher

im Hause des Altschultheißen
Keppler, Schneckentäle.

Kerrenatb.
Die Kriegsteilnehmer versammeln sich am

Samstag abend 7 '/r Uhr im „Waldhorn".
Letzter Appell an die Wähler . Kameraden
erscheint alle . Es geht um die Zukunft!

Der Arbeitsausschuß.

- RsshauraLß.
8 «» » tsx , Sei » IS . ISIS,

oaobmittsKS und adenäs,

Llreied-Lourert
Ü63 ZLr»8ilLV « reii »8 LttlLnKv » .

^vfavK 3 libr.

^SlskoQ Nr . 2403
LinclSWÄlcl A.

Scklossbki -x 19 . 8 MüM LMdol.
Zprtzvdstuu ätzn täZIick  von 9 bis 5 Okr.
Herrenalb.

Wir suchen zu baldigem Ein¬
tritt ein tüchtiges

ZMMllMt«.
Angebote mit Zeugnissen an

Gebrüder Mönch,
_Hotel - Post._

Obernhausen.

Mädchen-Gesuch.
Fleißiges, ehrliches Mädchen

für Haus und Landwirtschaft
von 16—20 Jahren für sofort
oder bis 1. Febr. gesucht.
Wilh . Dittus zur „Sonne".

MttWUikL,
gebrauchte, sind noch einige zu
verkaufen. Reparaturbedürftige
werden eingetauscht. Tausche
auch andere Musikinstrumente.

Ziehharmonikamacher
F . E. Hohnloser,

Pforzheim , Bergstraße 27.
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Neuenbürg.

»W
besorgt schnell und billig
W . Fuchslocher , Mechaniker,
im Hause b. Bäcker Müller.

Aus dem oberen Enztal , 9. Januar 1919
Eingesandt.

Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit predigen gegenwärtig
die Sozialdemokraten landauf, landab. Daß aber Theorie und
Praxis zweierlei Dinge sind, das ersieht man am besten aus
ihrem Verhalten bei den Wahlversammlungen. In den gegne¬
rischen Versammlungen führen sie das große Wort und ver¬
langen die gleiche Redezeit für ihre Redner wie sie der Referent
Hab Macht aber einmal jemand den Versuch, in ihren Versamm¬
lungen zu reden, so wird mit Hinauswerfen oder anderen zarten
Mitteln gedroht. Ein drastis ches Beispiel dieser Freiheit und
Brüderlichkeit lieferte die rein kirchliche Versammlung in Calm¬
bach, in welcher Herr Dekan Uhl über die Kirche sprach. Nach
Schluß der vorzüglichen und gemeinverständlichen Ausführungen
meldeten sich gleich zwei sozial. Redner — sie wissen ja alles
besser! — Aber merkwürdig, die Frauen wollten nichts mehr
wissen. Als der erste Redner, der unvermeidliche Herr Sieb,
anheben wollte, erhob sich ein Sturm des Protestes. „Hinaus,
Hinaus ! Wir wollen ihn nicht hören!" „Wir wissen schon,
was er sagt!" Alles drängte den Türen zu. Nur den ver¬
einten Bemühungen der beiden Geistlichen gelang es, dem Redner
einigermaßen Gehör zu verschaffest. Im Hintergründe aber
hieß es, da sollte man Handgranaten hinwerfen oder Maschi¬
nengewehre aufpflanzen. Also, Ihr Frauen, wenn Ihr die
sozialistischen Phrasen gerne hört, seid Ihr lieb Kind; sobald ihr
aber eine andere Meinung habt, sollt Ihr mit Handgranaten und
Maschinengewehren bekannt werden. „Und willst du nicht mein

!Bruder sein, so schlag ich dir den Schädel ein."



Deutsche Demokratische Partei
Geschäftsstelle: Stuttgart , Kleine Königftratze 7.

Drei» vier
i« Nenenbür
V»rch die Pos
n»d Dderami

2.2k, im
nlländ.verke
und 30^ Post!

Mitbürger! KfillK Ordert das Programm derMitbürgerinnen! ^ VTTv NVT IUI Deutschen Demokratischen Partei
Im Reich:

Nationalbersammlung, Reichseinheit und
bundesstaatliche Selbstverwaltung.

Will Deutsch- Oesterreich zu Deutschland, so ist es willkommen.
Abröstung ist notwendig, ein Völkerbund erstrebenswert, aber nur auf
gerechter Grundlage. Volkswehr statt Militarismus. — Gerechte Besteuerung,
am schärfsten beim Kriegsgewinne und dem großen Besitz. — Unternehmer¬
gewinn und Kapitalansammlung sind ohne falsche Rücksicht dauernd zu erfassen
und zu beschränken. Haushälterische Staatswirtschaft . Die Politik muß
endlich einheitlich, würdig und volkstümlich werden.

In Württemberg:
Selbstregierung , Volksvertretung , Abschaffung der Erste«

Kammer , Mehrheitswille , keine Minderheitswirtschaft oder
Diktatur.

Die Kirche soll frei im Freistaat sein und die Rechte einer Körperschaft
haben. Man muß „die Kirche im Dorf lasten". Die weltlichen Dinge
bestimmt endgiltig das Staatsrecht . Die Religion soll im Lehrplan der
Schule bleiben, ohne Zwang auf Eltern und Lehrer, möglichst erteilt von
den Geistlichen. Keine Adelsrechte , keine Patrouatsrechte , keine
Fideikommisse.

In Württembergs gesetzgebende Versammlung sollen ititb Württem-
berger wählen. Das Recht jedes Bezirks oder Landesteils , Vertreter ins
Parlament zu entsenden, ist verfassungsmäßig zu verbürgen.

Die Staatsbehörde « solle » vereinfacht , die KreiSreglernnae«
und Landeskollegien abgeschafft , Gemeinde «n . Bezirksverfaffnug
verbessert werden . Die BezirkSräte find direkt zu wühle « .

Volksbildung und Fachbildung muß vermehrt, die einheitliche Schule
für die unteren Klassen eingeführt, der Unterrichtsplan verbessert werden.
Wissenschaft und Kunst hat der Staat zu schützen und zu pflegen.

Wirtschaftliche und Wale Korderungen:
Die Volkswirtschaft ist gemeinnützig und sozial entschlossen zu ent¬

wickeln; das Privateigentum ist aufrecht zu erhalten und nur da zu
beschränken, wo es schadet.

Bewegungsfreiheit für Gewerbe und Handel . Bahusrei
für den Aufstieg der Tüchtigen . Raum für Tatkraft, Fleiß und
Erfindungsgeist. Im Staatsbetrieb, auch wo er monopolistisch oder gemischt
wirtschaftlich auszubilden ist, keine bürokratische Unwirtschaftl' chkeit.

Großzügige Nutzbarmachung der Bodenschätze,
Wasserkräfte und elektrischen Kraft.

Entschlossene Sozialpolitik im Interesse der Angestellten, der Arbeiter,
der Gesellschaft.

Die Landwirtschaft
fordert eine Laudwirtschaftskammer, sie braucht auskömmliche Preise ihrer
Erzeugnisse und darum Hebung aller ihrer Zweige, Ausgestaltung der
Betriebsführung des landwirtschaftlichenUuterrichtswesens, der Vieh- und
Kleintierzucht, des Seuchenschutzesund der Viehversicherung. Der Landflucht
und Leutenot muß entgegengearbeitet werden. Die Soldaten find in die
Landwirtschaft zurückzuführe» .

Genossenschaftlicher Zusammenschluß stärkt den Kredit. Beseitigung
des Uebermaßes lähmender Zwaugsvorschriften. Aufteilung der großen
Fideikommißgüter. Kein Bauernlegen . Guter Waldboden ist der Land¬
wirtschaft, schlechtes Feld der Waldwirtschaft zuzuführen. Das lebende und
tote Inventar des Heeres muß bei der Demobilisierung wirtschaftlich verwertet
und der Landwirtschaft wie dem Gewerbe zugeführt werden.

Die Arbeiter brauchen ein Arbeiterrecht.
Verkürzung der Arbeitszeit zur Schonung ihrer Arbeitskraft und zur

Pflege ihrer Geisteskräfte unter Anpassung an die Uebergangszeit. Auer-
keunung der Gewerkschaften und Gewerkvereiue, Koalationsfreiheit,
Tarifverträge und Einigungsamt , nationaler und iuteruationaler « r^
veiterschutz. Das Arbeiterbildungsweseu muß staatlich und durch freie
Volksunterrichtseinrichtungen entwickelt werden. Der Arbeiterhaushalt braucht
eine rasche Herabsetzung der hohen Preise . Ein Heimstätteugesetz mit
Schutz gegen Pfändung muß den Arbeiter zum Eigentümer machen helfen.

Der Mittelstand
hat so schwer wie kein anderer Stand gelitten. Das Handwerk ist lebens¬
fähig und mutz lebensfähig erhalten werden. Rechtsschutz für das
Handwerk; Schutz auch gegen die Sperre von Kartellen und Syndikaten x
größere Arbeiten müssen dem Handwerk auch vom Staat übertragen werden.
Eine Verdingungsordnungmuß' geschaffen, das Gewerbeschulwesen durch
Werkstättenunterricht und Fachkurse gestärkt werden. Die bisherige Vertre¬
tung des Handwerks in den Staatsämtern ist unzureichend. Handwerker--
unterricht ist nötig.

Die Staats- und Gemeindebeamten
fordern Schutz gegen unbefugte Eingriffe in ihre Amtsführung , wie sie
auch selbst keine Beamtenwillkür üben dürfen. Das Beamtenrecht ist neu
zu regeln. Koalationsrecht der Beamten und Lehrer. Besetzung der
Stellen nicht nach Gunst, sondern nur nach Leistung. Gewählte Vertreter
müssen in Angestelltenfragen mitsprechen und mitentscheiden dürfen. Freiheit
der politischen Ueberzeugung. Gesicherte Rechtsstellung auch der Gemeinde¬
beamten. Schaffung eines Staatsarbeitergesetzes.

Die Privatangestelltm
brauchen zum Schutz ihrer berechtigten Interessen das Koalationsrecht und
die Freiheit der politischen Betätigung , Schlichtungsausschüffe und
selbständige Angestelltenausschösse sind nötig. Das geistige Eigentum an
Erfindungen der Techniker ist zu achten. Kollektive Verträge müssen die
Gehaltsverhältniffeheben und festigen.

Das Wahlrecht beruft die Frauen
zur Mitwirkung in den öffentlichen Angelegenheiten. Dieses Recht muß in
Staat und Gemeinde, in der Schul- und Armenverwaltung einsichtig durch¬
geführt werden. Die Frau muß gleichgestellt werden im Recht, Unterricht,
in der Berufsmöglichkeit und bei gleicher Leistung auch in den Bezügen.
Das eheliche Güterrecht der Errungenschaftsgemeinschaft soll der Frau von
gesetzeswegen die Errungeuschaftshälfte sichern. Schutz der Arbeiterinnen-
Allgemeiner Mutterschutz.

Die Hebung der Volksgesuudheit auch durch den Schutz der
Jugendlichen und Säuglingsfürsorge.

Männer unS Frauen!
Jeder Staatsbürger und jede Staatsbürgerin

will Freiheit , Frieden und Arbeit.
Darum brauchts Ordnung , Gesetzlichkeit und Wohlstand. Nach

dem Krieg droht der wirtschaftliche Zusammenbruch, wen» nicht Volk
und Volksvertretung den Staat schützen, stützen und aufbauen. Legt
mit Hand ap ! Laßt euch nicht irren durch die Feuerroten , noch durch
die, denen alles Rot ein Greuel ist. Schreitet mutig vorwärts auf
dem schwarz-rot -goldenen Mittelweg!

sitz * in die Angehörige aller Berufe und aller religiösen Bekenntnisse vereinigt»T̂ TTT TA» TTTTiT- T' T̂ ^ ^ TTT-T-T- TP und die darum stark, groß und mitbestimmend ist. Wählet am 12. Januar 1919, der einglückbringender Tag werden soll, die Kandidaten der Deutschen Demokratischen Partei » die von dem Vertrauen der Bürger, Arbeiter, Bauern undBeamten berufen und getragen sind.

Stuttgart » den 25. Dezember 1918. Deutsche Demokratische Partei.

Schließt G«ch Alle an !!
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Karlsru!
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* « s » >d » « lag >»r L. «eah 'schen Buchdrnckarat das Gtztäliil — Uü» die GchrifÜeit» lg »« «etwntlich » . Gtrvnr « » « « bürg.
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